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Von Irmi Seidl

I n den letzten 40 Jahren ist die Flä­
cheninanspruchnahme für Siedlungs­
zwecke stark gewachsen. 1972 er- 

streckte sich die Siedlungsfläche auf 
4,3% der Landesfläche, 1992/97 auf 
6,8%. Die Siedlungsdynamik betrifft 
insbesondere das Mittelland, wo inzwi­
schen fast 60% des Siedlungsgebietes 
liegen. Die bisherigen Daten der Areal­
statistik 2004/09 zu Westschweizer Kan­
tonen lassen vermuten, dass die Sied­
lungsdynamik abnimmt. Dort betrug 
das Wachstum von 1992/97 bis 2004/09 
«nur» 8,9%, während schweizweit die  
Siedlungsfläche von 1979/85 bis 1992/97 
um 13,3% gewachsen ist (siehe Abb. 1).

Die hohe Flächeninanspruchnah­
me für Siedlungszwecke sowie die Zer- 
siedelung sind ökologisch, aber auch  
ökonomisch und sozial problematisch. 

Ursachen der nicht nachhal-
tigen Siedlungsentwicklung

Die anhaltend hohe Flächeninan­
spruchnahme für Siedlungszwecke hat 
vor allem nachfrageseitige, politische 
und planungsinhärente Gründe. Zu 
ersteren zählt die hohe und wachsende 
Wohnfläche pro Kopf, die starke Prä­
ferenz für Einfamilienhäuser, die rege 
Mobilität sowie die hohe Flächeninan­
spruchnahme für wirtschaftliche Tä­
tigkeiten trotz des Rückgangs von flä­
chenintensiven Produktionsanlagen. 

Als politische Gründe lassen sich 
nennen: die Konzentration der Pla­

Lenkung der  
Siedlungsentwicklung

Ökonomische Instrumente – ein Heilmittel?

Die Schweizer Siedlungsentwicklung verfehlt relevante Ziele der bundesrätlichen 
Nachhaltigkeitsstrategie und des Raumplanungsgesetzes. Einer der Gründe ist der 
Planungsansatz zur Lenkung der Siedlungsentwicklung sowie damit verbundene 
Grenzen und Vollzugsprobleme. Vor diesem Hintergrund werden ökonomische Instru- 
mente in die Diskussion gebracht. Dies lenkt auch den Blick auf flächenrelevante Ef-
fekte heutiger Steuern, Abgaben und Subventionen. Ökonomische Instrumente haben 
Einfluss auf die Siedlungsentwicklung und können für die Lenkung eingesetzt wer-
den. Sie können die Planung nicht ersetzen, sind aber eine notwendige Ergänzung.

nungskompetenzen vor allem auf Kan­
tons- und Gemeindeebene und die 
schwache Position der Planungsbehör­
de auf Bundesebene; der Steuerwett­
bewerb vor allem zwischen Gemein­
den; interessengeleiteter Einfluss auf 
die Raumplanung (z.B. durch Land­
wirtschaftskreise und Bauwirtschaft, 
letztere insbesondere in Tourismusge­
bieten); aus diesen Gründen resultie­
ren unter anderem hohe Baulandreser­
ven, die rund zwei Millionen weiteren 
Einwohnerinnen und Einwohnern Platz 
bieten.

Und als planungsinhärente Prob­
leme gelten: Anfälligkeit für planungs­
zielwidrige Bevorteilungen einzelner 
Landeigentümer; die Schwierigkeit der 
Planung, mit diversen Interessen und 
komplexen Triebkräften umzugehen; un­
erwünschte räumliche Ausstrahlungs­
effekte als Resultat der komplexen in- 
stitutionellen Struktur von Planung 
(z.B. schlechte Koordination zwischen 
Kantonen und Gemeinden bei publi­
kumswirksamen Einrichtungen).

Mögliche ökonomische  
Instrumente 

Grundsätzlich werden zwei Katego­
rien marktwirtschaftlicher Instrumen­
te unterschieden, mit denen die Sied­
lungsentwicklung beeinflusst werden 

kann: fiskalische Instrumente wie Steu­
ern, Abgaben und Subventionen sowie 
das mengensteuernde Instrument der 
Zertifikate. Mit den fiskalischen In­
strumenten wird über den Angebots- 
und/oder Nachfragepreis die Menge 
der beanspruchten Siedlungsfläche be- 
einflusst. Bei Zertifikaten erfolgt dies 
über ein politisches Festlegen der bean­
spruchbaren Fläche, wobei für diese Flä­
che Zertifikate (Nutzungsrechte) for- 
muliert werden, die gehandelt werden 
können (analog zum CO2-Handel). Die­
se Zertifikate können zum Beispiel Nut­
zungsrechte oder Ausweisungsrechte 
darstellen.

Welche Bedeutung haben diese In­
strumente heute und sind sie flächenre­
levant? Zunächst zu den Steuern, Ab­
gaben und Subventionen: Etwa 15% 
aller Steuereinnahmen in der Schweiz 
(rund 14,5 Mrd. Fr.) haben Immobili­
enbezug. Ein wichtiger Anteil davon 
entfällt auf Einkommens-, Gewinn-, 
Vermögens- und Kapitalsteuern (Sub- 
jektsteuern). Objektsteuern wie Lie­
genschafts-, Grundstückgewinn- oder 
Handänderungssteuern tragen nur we- 
nig zu den Steuereinnahmen bei. Prob- 
lematisch ist teilweise noch die Bemes­
sungsgrundlage, wenn sie sich nicht am 
aktuellen Verkehrswert oder realisti­
schen Eigenmietwerten orientiert. Hier 
besteht teilweise noch Vollzugsdefizit. 
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Flächennutzungstyp Anteil 1992/97  
an Gesamtfläche [in %]

Veränderung  
1979/85 – 1992/97 [in %]

Gebäudeareal 49,3 + 16,5

Verkehrsflächen 32 +  9,6

Industrieareal 7,2 + 24,4

Besondere Siedlungsflächen 5,8 –   5

Erholungs- und Grünanlagen 5,7 + 16,8

Abb. 1: Die Übersicht zeigt den Anteil und die Entwicklung der Siedlungsfläche (Arealstatistik).  
Beachtenswert sind die recht hohen Veränderungsraten der wichtigsten Flächennutzungstypen.
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Flächenrelevante Abgaben sind der 
Planungsmehrwertausgleich, die Ver­
siegelungsabgabe oder die Meteorge­
bühr. Bislang wenden erst die Kantone  
Basel-Stadt und Neuchâtel den Planungs­
mehrwertausgleich an, in den Kanto­
nen Graubünden und Bern jeweils ei- 
nige Gemeinden. Zwar dürfte diese 
Abgabe die Flächeninanspruchnahme 
nicht sehr stark beeinflussen – auch 
weil die grossen Einzonungen bereits 
erfolgt sind – doch könnten die Einnah­
men beispielsweise für Rückzonungen 
verwendet werden. Die Versiegelungs­
abgabe und Meteorgebühr werden kaum 
eingesetzt und könnten lediglich zur 
Feinsteuerung der Flächennutzung bei- 
tragen, wobei diese kleinen Effekte 
durchaus wünschenswert sein können 
(günstige Entsorgung von Oberflächen­
wasser, Grundwasserneubildung und 
Naturschutz). 

Sind Steuern und Abgaben 
flächenwirksam? 

Eine Untersuchung des Einflusses 
des Bodenpreisniveaus auf die Bebau­
ungsdichte von Wohnareal in den Kan­
tonen Basel-Landschaft und Zürich hat 
eine signifikant positive, allerdings ge- 
ringe Beziehung zwischen Bodenpreis­
niveau und Ausbaugrad/realisierter 
Ausnützungsziffer gezeigt. Allerdings 
konnte kein Zusammenhang zwischen 
Bodenpreisniveau und Grundstücks­
grösse bei Einfamilienhaus-Bauvorha­
ben nachgewiesen werden. Damit dürf­
te ein erhöhter Bodenpreis im Bereich 
des heute üblichen Preisspektrums kei­
nen spürbar sparsameren Umgang mit 
Bauland generieren. Anders dürfte es 
sich bei Preisen verhalten, die das heu­
te übliche Preisniveau deutlich über­
schreiten. Auch könnte eine Kombina­
tion verschiedener Massnahmen (z.B. 
Verteuerung des Bodenpreises, verur­
sachergerechte Infrastrukturkosten­
belastung usw.) Einfluss auf die Flä­
cheninanspruchnahme haben.

Eine weitere flächenrelevante Fest­
legung ist die steuerliche Abzugsmög­
lichkeit der Kosten für den Arbeitsweg 
sowie die Steuerabzugsfähigkeit der Hy­
pothekarzinsen. Da die Bundessteuer­
einnahmen dadurch einige Prozent 
tiefer ausfallen (für kantonale Steuer­
einnahmen liegen keine Zahlen vor), 
könnten diese Abzugsmöglichkeiten 
durchaus flächenrelevant sein. In je­
dem Fall dürfte die Abzugsfähigkeit 
der Arbeitswegkosten die Zersiedlung 
fördern.

Schliesslich sind verschiedene Sub­
ventionen als flächenrelevant einzustu­
fen. Auf nationaler Ebene bedeutsam 
sind insbesondere die Subventionen im  
Strassenverkehrsbereich (2006: Brut­
toausgaben für Strassenbau und -be­

trieb: 7,4 Mrd. Fr.; Umweltkosten und 
Unfallkosten des Privatverkehrs: 14,6 
Mrd. Fr.), wobei neben dem Flächen­
verbrauch für Verkehrswege vor allem 
die Zersiedlungswirkungen und Er­
schliessung neuer Siedlungsflächen 
von flächenpolitischem Gewicht sind. 
Landwirtschaftssubventionen (Inves­
titionskredite, Strukturverbesserungen) 
dürften vor allem das Bauen ausserhalb 
der Bauzone fördern. Weiter zu nen­
nen sind Subventionen der Bandinfra­
struktur auf kommunaler Ebene (Was- 
server- und -entsorgung, Abfall, Stras­
senunterhalt), die zudem in grossem 
Massstab das Verursacherprinzip ver­
letzen.

Flächenzertifikate
Wie das Instrument «Flächenzerti­

fikate» in der Schweiz angewendet wer-
den könnte, ist durch die gesetzeswidrig 
hohe Bauzonenreserve vorbestimmt. 
Es kann nicht darum gehen, über Zer­
tifikate eine Lenkung von Neuzonie­
rungen zu erwirken. Vielmehr sollten 
Neuzonierungen vom Besitz und Ab­
tausch von Zertifikaten für eingezonte 
Flächen abhängig gemacht werden. Da­
mit könnte die stark ungleiche Vertei- 
lung der Bauzonenreserven zwischen 
städtischen und ländlichen Gebieten 
verringert werden. Somit könnten Bau­
zonen dorthin transferiert werden, wo 
sie gebraucht werden und hohe Wert­
schöpfung generieren. Ein Vorschlag 
geht dahin, für baureife Bauzonen Nut­
zungszertifikate auszugeben, die ver­
kauft und für Neueinzonungen genutzt 
werden können. Für die Langfristre­
serve könnte ein Kontingent von Nut­
zungszertifikaten zugeteilt werden, das  
nicht die gesamte Langfristreserve 
abdeckt (siehe Abb. 2; für weitere Li- 
teratur siehe www.wsl.ch/dossiers/flae- 
chenverbrauch). Da es keine vergleich­
bare Anwendung von Flächenzertifi­
katen und noch kaum vertiefende Stu- 
dien für die Schweiz gibt, ist die Wir­
kung in der Schweiz nur sehr grob ab- 
schätzbar. Gleichzeitig bietet sich die­
ses Instrument für die Schweiz an, weil 
hier grosse, ungleich verteilte Bauzo­
nenreserven bestehen. Eine Einfüh- 
rung von Flächennutzungszertifikaten 

könnte sich bei Annahme der Land­
schaftsinitiative aufdrängen, da dann 
die Gesamtfläche der Bauzonen wäh­
rend 20 Jahren auf dem heutigen Stand 
plafoniert wäre. 

Ein Heilmittel?
Ökonomische Instrumente beein­

flussen die Siedlungsentwicklung und 
können zur Lenkung der Flächeninan­
spruchnahme eingesetzt werden. Al- 
lerdings sind Grenzen durch den zu  
steuernden Gegenstand Boden vorge­
geben. Boden ist ein höchst inhomo­
genes Gut, was die Festlegung von Ab­
gaben und Steuern sowie den Handel 
mit Nutzungsrechten deutlich verkom­
pliziert und somit Transaktionskosten 
generiert. Weiter hat Boden zahlreiche 
Zusatznutzen, die eine Lenkung ver­
komplizieren: So ist diese Ressource 
ein zentraler Produktionsfaktor und 
hat über die Beleihbarkeit eine hohe 
finanzökonomische Bedeutung. Ent­
sprechend ist davon auszugehen, dass 
Preise nur begrenzt die Nachfrage be­
einflussen.

Weiter ist festzuhalten, dass die Ge- 
sellschaft nicht jegliche Flächennut­
zung einem ökonomischen Kalkül un­
terwerfen sollte. Beispielsweise müsste 
es möglich sein, in einzelnen Regio­
nen die Bautätigkeit einzuschränken 
oder gänzlich zu unterbinden, wenn 
hohe Infrastrukturkosten, siedlungs­
politische Gründe oder ökologische 
Überlegungen dies erfordern. Entspre­
chend sind planerische Vorgaben wie 
Richt-, Sach- und Gestaltungspläne, 
Bebauungsvorschriften usw. unver­
zichtbar.

Vor diesem Hintergrund herrscht 
ein weiter Konsens, dass ökonomische 
Instrumente die raumplanerischen nicht 
ersetzen, wohl aber ergänzen können 
und sollten. Derzeit stehen verschiede­
ne ökonomische Instrumente und Po- 
litiken einer geordneten Flächenent­
wicklung entgegen. Vielmehr können 
aber ökonomische Instrumente ein kom- 
plementäres (Heil-)Mittel einer Rau­
mentwicklungspolitik sein, die verschie­
dene Instrumenttypen je nach Stärken 
und Gegenstand nutzt.�

Bis in 5 Jahren baureif Neueinzonung Langfristreserve 
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Nach F. Zollinger, GAIA, 3, 2006, S. 184. 

Vorschlag: Nutzungszertifikate für die Schweiz 

Abb. 2: Für die Langfrist- 
reserve könnte ein Kontingent 
von Nutzungszertifikaten 
zugeteilt werden, das nicht 
die gesamte Langfristreserve 
abdeckt. 


